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Ja zu Wil West

In der kommenden Juni-Ses-
sion wird der St.Galler Kantons-
rat das überarbeitete Zukunfts-
projekt «Wil West» beraten. Die
ursprüngliche Arealentwicklung
durchdenKantonSt.Gallenwur-
de von der Stimmbevölkerung
abgelehnt. Das gilt es zu respek-
tieren, aber es war kein grund-
sätzliches Nein zumGesamtvor-
haben Wil West. Die Regierun-
gen der Kantone Thurgau und
St.Gallen haben das Projekt seit-
her überarbeitet. Dabei wurden
die Kritiken ernst genommen
und zentrale Anliegen in die Pla-
nung aufgenommen. So werden
beispielsweise zusätzlich zu den
bereits vorgesehenen Fruchtfol-
geflächen weitere Kompensa-
tionsflächen bereitgestellt. Mit
dem Gebiet «Länzebüel» wird
zudem zusätzlich eine Fläche
dem Biodiversitätsschutz unter-
stellt. Die zentralen Eckpfeiler
des Projekts, die unsere Region
und den ganzen Kanton vor-
wärtsbringen, sind unverändert.
Ohne Wil West gibt es keinen
neuen Autobahnanschluss, kei-
ne Verkehrsentlastung für die
Stadt Wil und die umliegenden
Gemeinden, keine gezielte Ent-
wicklung von Gewerbe und In-
dustrie; der Verlust bereits zuge-
sicherter Bundesbeiträge wäre
dieFolge.DasüberarbeitetePro-
jekt hat meine volle Unterstüt-
zung – genauso wie die der 22
Regio-Wil-Mitgliedsgemeinden.
Ichbinüberzeugt,dassaucheine
Mehrheit meiner Kolleginnen
und Kollegen im Kantonsrat das
so sieht und diesen Weg mittra-
gen wird.

Dominik Egli,
Stadtparlamentarier SVP,

Kantonsrat

Kathi und Stadt unter Zugzwang
Das Bundesgericht hält fest: Das Kathi verstösst gegen die Glaubensfreiheit und gegen die Diskriminierungsfreiheit

Von Linda Bachmann

Im Januar hiess das Bundesge-
richt die Beschwerde gegen die
Mädchenschule St.Katharina
gut. Knapp vier Monate später
ist das schriftliche Urteil da.
Um die Existenz des Kathi zu
sichern, müssen die Verant-
wortlichen nun reagieren.

Wil «Für die Stadt Wil ist es ein
Befreiungsschlag», sagt Stadtparla-
mentarier und Beschwerdeführer,
Sebastian Koller zum langersehn-
ten schriftlichen Bundesgerichts-
urteil zur Kathi-Frage. Der Ent-
scheid bringe Klarheit in die jahr-
zehntelange Diskussion um die
Rechtslage zur Wiler Mädchense-
kundarschule St.Katharina: Das
Kathi ist trotz privater Trägerschaft
eine öffentliche Schule und muss
sich dementsprechend an rechtli-
che Vorgaben wie die Glaubensfrei-
heit und die Diskriminierungsfrei-
heit halten. «Bezüglich Gleichbe-
handlung der Geschlechter und re-
ligiöser Neutralität gibt das Urteil
klareLeitplankenvor.Esbestehtnun
endlich die Aussicht auf eine ra-
sche und endgültige Klärung der
Oberstufenfrage», hofft Koller.

Stadt und Stiftung unter Zugzwang
Mit dem Gerichtsurteil wurde der
Schulvertrag zwischen der Stadt Wil
und dem Kathi für nichtig erklärt.
«Die gerichtliche Aufhebung des
Schulvertrags setzt die StadtWil und
die Stiftung Schule St.Katharina
unter starken Zugzwang. Sofern
die Stiftung die Schule nicht aufge-
benwill,mussunverzüglich einneu-
erverfassungskonformerVertragab-
geschlossen werden», so Koller. Die
Stadt sei zumindest mittelfristig
darauf angewiesen, dass ein Teil der
Oberstufenschülerinnen und -schü-
ler im Kathi beschult werden kön-
ne. «Ich gehe davon aus, dass alle
BeteiligtendenErnstderLageerken-
nen und sich zusammenraufen, um
rasch eine tragfähige Lösung zu fin-
den», erwartet der Beschwerde-
führer. Für ihn stehe fest, dass das
Kathi zum nächstmöglichen Zeit-

punkt, aufdasSchuljahr2026/27,ge-
schlechtergemischte Klassen ein-
führen müsse und während der ob-
ligatorischen Unterrichtszeit keine
konfessionellen Aktivitäten mehr
durchführen dürfe.

Zusammenarbeit mit Volksschule
DerStiftungsrat derMädchensekun-
darschule sei aktuell an der Analy-
se der schriftlichen Urteilsbegrün-
dung, gibt Roman Gehrer, Mitglied

des Stiftungsrats, auf Anfrage dieser
Zeitung bekannt. «Enttäuschend ist
der Umstand, dass das Bundesge-
richt beim Kathi eine Bekehrungs-
absicht sieht. Das entspricht nicht
den Tatsachen», betont er. In einer
Mitteilung gab der Stiftungsrat be-

kannt, sich bei den Reformprozes-
sen auf die vom Bundesgericht kri-
tisierte Werteschule zu fokussieren.
«Unsere Arbeit orientiert sich am
Artikel 3 ‹Christliche Grundsätze›
des kantonalen Volksschulgesetzes
St.Gallen. Die geplanten Schritte
stimmen wir eng mit der öffentli-
chenVolksschule ab», verrätGehrer.
Bereits ab dem Schuljahr 2025/2026
sollen erste Anpassungen im Kon-
zeptderWerteschuleumgesetztwer-
den. Da sich dieser Prozess aktuell
noch in der Entwicklung befinde,
könne das Stiftungsratsmitglied ak-
tuell noch keine konkreten Mass-
nahmen benennen. «Langfristig
streben wir ein Unterrichtsmodell
an, das sowohl seedukative als auch
koedukative Elemente vereint», be-
tont Roman Gehrer. Dabei sei klar:
Ein erweitertes Bildungsangebot er-
fordere auch zusätzliche räumliche
und qualitative Ressourcen.

Neuer Schulvertrag
Das Kathi steht also vor einem tief-
greifenden Umbruch. «Ich bin über-
zeugt, dass dies gelingen kann, wenn
man den Wandel als Chance be-

greift», sagt Sebastian Koller zuver-
sichtlich. Natürlich würden sich
beim Abschluss eines neuen Schul-
vertrages viele organisatorische und
finanzielle Fragen stellen, zu denen
das Gerichtsurteil keine Vorgaben
mache.RomanGehrerhofftaufeinen
konstruktiven und offenen Dialog
mitderStadtWil. Schwereinzuschät-
zen bleibe allerdings, wie sich das

Parlament mit der Thematik aus-
einandersetzen werde. Klar ist: Um
ihren Unterricht bangen müssen die
Schülerinnen vom Kathi nicht. Die
Stadt Wil gab kurz nach Veröffentli-
chung des Urteils bekannt, dass
Schülerinnen, die das Kathi bereits
besuchen, dort auch ihre obligatori-
sche Schulzeit beenden können sol-
len.DieaktuellenAnmeldezahlenfür
das kommende Schuljahr zeigen
ausserdem: Das Interesse am Kathi
ist nach wie vor hoch.

Stiftungsratspräsident Armin Eugster und Stiftungsratsmitglied Roman Gehrer blicken positiv in die Zukunft. lin

«Ich gehe davon
aus, dass alle
Beteiligten den
Ernst der Lage
erkennen und
sich zusammen-
raufen.» Sebastian Koller

«Die geplanten Schritte
stimmen wir eng mit der
öffentlichen Volksschule
ab.» Roman Gehrer

Stadt Wil

Schulpsychologischer
Dienst am Limit
Wil/St.Gallen Der Schulpsycholo-
gische Dienst (SPD) des Kantons
St.Gallen blickt auf ein intensives
Jahr 2024 zurück, wie aus dem Ge-
schäftsbericht 2023/24 hervorgeht.
Mit über 50’000 geleisteten Stun-
den Beratung, Diagnostik und
Intervention sei ein neuer Höchst-
wert erreicht worden – ein Plus von
4,2 Prozent gegenüber dem Vor-
jahr. Auch die 3302 Neuanmeldun-
gen würden einen Rekord darstel-
len, teilt der SPD in einer Mittei-
lungmit. Besonders auffällig sei die
ZunahmevonFällenmit emotiona-
len und sozialen Auffälligkeiten,
insbesondere bei jüngeren Kin-
dern. Die Zahl entsprechender An-
meldungen sei um über zehn Pro-
zent angestiegen. Gründe dafür sä-
hen Fachpersonen auch in den
Nachwirkungen der Corona-Pan-
demie, heisst es in der Mitteilung.
Die sieben Regionalstellen würden
zunehmend an ihre Kapazitäts-
grenzen stossen. Vor allem in Sar-
gansundWilhätten räumlicheEng-
pässe mit Übergangslösungen ent-
schärft werden müssen. lin

SO LAUTET DAS BUNDESGERICHTSURTEIL
Kathi verstösst gegen Glaubensfreiheit und Diskriminierungsverbot
Die Beschwerde von Sebastian Kol-
ler, Simon Capelli und den Jungen
Grünen Wil-Fürstenland gegen die
Stiftung Schule St.Katharina wurde
am 17. Januar mit einer knappen
Mehrheit im Bundesgericht gutge-
heissen. Der Schulvertrag verstosse
gegen die Glaubens- und Gewis-
sensfreiheit sowie das Diskriminie-
rungsverbot –Grundsätze, die inder
Schweiz an allen öffentlichen Schu-
len eingehalten werden müssen –,
lautet das Urteil.

Religion und Schule trennen
Die Stiftung St.Katharina ist zwar
eine private Schulträgerin, nimmt
gemäss Schulvertrag mit der Stadt
Wil allerdings eine öffentliche Auf-
gabe wahr und gilt somit laut Bun-
desgericht als öffentliche Schule.
«Der Schulvertrag schafft nicht et-
wa nur ein freiwilliges und ergän-
zendes Schulangebot, sondern in-
tegriert das Kathi als tragenden
Pfeiler indasWilerOberstufensys-
tem», heisst es im schriftlichen
Urteil. Im Bereich der öffentlichen
Schule gelte das Gebot der konfes-
sionellen Neutralität. Laut Verfas-
sung darf niemand gezwungenwer-
den, eine religiöse Handlung vorzu-

nehmen oder religiösem Unter-
richt zu folgen – religiöser Schul-
unterricht sei deshalb klar vom ge-
wöhnlichen,verpflichtendenUnter-
richt zu trennen und die Freiwillig-
keit eines solchen Angebot transpa-
rent zu deklarieren. Diese Tren-
nung sei im Kathi unzureichend.

Kathi habe Bekehrungsabsicht
Die religiöse Prägung der Werte-
schule komme im Schulalltag zum
Ausdruck: Zusätzlich zum Wahl-
fach Religion seien religiöse Aktivi-
tätenwieetwadieWallfahrt,dieGot-
tesdienste, dieAdventseinstiege,die
Meditationen, der Besuch der Klos-
terinsel sowie die Assisi-Woche in-
tegrale Bestandteile des Unterrich-
tes. «Gesamthaft betrachtet ver-
fügt die Schulträgerin somit über
eine systematische und intensive
konfessionelle Ausrichtung, die
den Schulalltag durchdringt», hält
das Bundesgericht fest. Daraus kön-
ne nichts anderes als eine Bekeh-
rungsabsicht interpretiert werden.

Indirekte Diskriminierung
Auch wenn die Möglichkeit zur Ab-
meldung von religiösen Aktivitäten
und die Teilnahme an Alternativ-

programmen bestehe, so heisst es
imUrteilsschreiben,werdeeinepas-
sive Teilnahmeder Schülerinnen an
Gottesdiensten erwartet und ein
Fernbleiben sei mit zusätzlichen
Hürdenverbunden.Dieausgepräg-
te katholische Ausrichtung der
Schuleführeausserdemdazu,dass
Schülerinnen und deren Eltern,
welche andere religiöse Überzeu-
gungenhaben, vomUnterricht am
Kathi ausgeschlossen und somit
benachteiligt und indirekt diskri-
miniert würden.

Direkte Diskriminierung
Die Gleichbehandlungsproblema-
tik besteht nicht nur im religiösen
Kontext, sondern auch bezüglich
der grundsätzlichen Unterrichts-
form der Sekundarschule, welche
nur die Beschulung von Mädchen
vorsieht. Gemäss Verfassung ist es
ausgeschlossen,MädchenundKna-
ben in öffentlichen Schulen in all-
gemeinerWeisegetrenntzubeschu-
len.Als Teil der öffentlichen Schu-
le eine reine Mädchensekundar-
schule wie das Kathi zu betrei-
ben, sei deshalb verfassungswid-
rig, argumentiert das Bundesge-
richt. Geschlechtergetrennter

Unterricht in einzelnen Fächern
oder Unterrichtsstunden sei nur
dann zulässig, wenn er dazu diene,
den im Rahmen der Koedukation
auftretenden Geschlechterbenach-
teiligungenzubegegnen–beispiels-
weise im Aufklärungs- oder Sport-
unterricht.

Knaben sind benachteiligt
Dazukomme,dassdasKathi imVer-
gleich zu von der Gemeinde geführ-
ten Schulen als besonders beliebte
und gute Schule wahrgenommen
werde, argumentiert das Bundesge-
richt. NurMädchenhätten dieMög-
lichkeit, von diesem Schulangebot
zu profitieren. «Im Ergebnis wer-
den Knaben damit in Bezug auf
das Schulangebot benachteiligt
undrechtsungleichbehandelt.Der
Schulvertrag führt somit auch zu
einer Diskriminierung von Kna-
ben», heisst es im Urteil. Der Schul-
vertragder StiftungSchule St.Katha-
rina ist also aktuell rechtswidrig.
Doch nicht nur das Kathimuss über
die Bücher: Auch die Mädchense-
kundarschule in Gossau sowie die
Schule Flade in der Stadt St.Gallen
sind vom Gerichtsentscheid betrof-
fen.
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